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»Politik ist ein Kampfsport – und das macht

mir auch Spaß!«,  hat der frühere Bundeskanz-

ler Helmut Schmidt mal gesagt.

Spaß?! Darf Politik Spaß machen, obwohl es

dabei doch  eigentlich um so ernste Themen

geht? Aber klar! Und es kann auch richtig Spaß

machen, Politik zu beobachten – wenn man

diesen »Kampfsport« versteht. Das ist wie bei

einer Schachpartie oder beim Fußball: Ein Fuß-

ballspiel kann man ja sehr unterschiedlich be-

trachten. Wenn man einfach nur aufs Spielfeld

starrt, nach dem Motto: Ach Gott ja, da laufen

jetzt 20 Leute einem Stück Leder hinterher

und zwei stehen im Tor rum – na, dann ist das

doch eher öde! Aber wenn man die Regeln ein

bisschen kennt und von den Stärken und

Schwächen der Mannschaften weiß, wenn

man einen Bezug zu den einzelnen Spielern

hat, sich für Aufstellungen und Spielzüge inte-

ressiert und vielleicht sogar zu einem be-

stimmten Verein hält, ja dann wird es richtig

spannend! Dazu braucht man aber erst mal je-

manden, der einem mal in Ruhe die Abseitsfal-

le und die Viererkette erklärt. Hat man das

einmal kapiert, sieht man das Spiel mit ande-

ren Augen. Und so ist es eben auch in der Poli-

tik, finde ich. 

Ich habe mich schon sehr früh für Politik inte-

ressiert. Auch weil ich das Glück hatte, einen

Vater zu haben, mit dem ich nicht nur zusam-

men Fußballspiele anguckte, sondern auch

Bundestagsdebatten. Und beides schien mir

ziemlich lustig zu sein. Bei uns zu Hause wur-

den zu Bundestagswahlen zum Beispiel auch

»Wahlpartys« veranstaltet: Meine Eltern und 

ihre Freunde wetteten miteinander, welche

Partei wie viel Prozent erreicht, und wer mit

seinem Tipp am nächsten dran war, der bekam

am Ende einen Preis. Eigentlich ähnlich wie mit

Fußballergebnissen bei der WM. Bei diesen

Wahlpartys wurde viel gelacht und laut disku-

tiert und natürlich auch einiges gegessen und

getrunken. Vielleicht habe ich auch deshalb

Politik von Anfang an nie als etwas Dröges,

Langweiliges wahrgenommen, sondern als ein

großes Spiel.

Ein Spiel allerdings, bei dem es auch um so

ernste Sachen geht wie Krieg oder Frieden und

um unser aller Wohl. Was die Politik entschei-

det, geht wirklich jeden Einzelnen von uns an.

Ob wir wollen oder nicht, man kann sich dem

gar nicht entziehen. Besser also, man kann

mitreden. Dazu sollen in diesem Buch Dinge

aber nicht einfach vorausgesetzt, sondern

auch infrage gestellt werden. Zum Beispiel:

»Wozu braucht man überhaupt Parteien?«

Oder: »Warum reden Politiker oft so unver-

ständlich daher? Machen die das mit Absicht?«

Und nicht zuletzt: »Warum tragen Kanzler so

gerne Gummistiefel?«

Das Buch soll natürlich auch zum Nachschla-

gen nützlich sein und insofern alle wichtigen

Themen abdecken, aber es ist kein Schulbuch

und kein Lexikon.

Und es soll ein bisschen Spaß machen, hoffe

ich … 

Marietta Slomka, September 2010/Januar 2011

Vorwort
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Warum wurde
die Demokratie
erfunden?
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Damit jeder mitmachen kann!
Ob der Bus zur Schule alle zehn oder alle zwanzig Minuten fährt, ob die Lehrer

Spaß an der Arbeit haben, ob die Großeltern mit der Rente gut auskommen 

und großzügige Geschenke machen oder nebenbei noch jobben, ob die Eltern 

beide arbeiten und wie oft die Familie in Urlaub fährt, ob vor der Schule 

eine Tempo-30-Zone ist, wie häufig dort kontrolliert wird und wie hoch die Strafen

sind, wie viel Taschengeld es gibt und dass Kinder nicht mehr geschlagen werden 

dürfen, welche Musik man sich legal auf den MP3-Player laden kann und 

ab wann man allein aufs Konzert darf – all das ist in irgendeiner Form Politik. 
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Demokratie

Das griechische Wort »polis« heißt »Stadt« oder

»Gemeinschaft« – und mit »Politik« meint man

heutzutage ein überlegtes, gezieltes Verhalten in-

nerhalb einer Gesellschaft. Selbst in einer Fami-

lie oder unter Freunden gibt es also schon politi-

sche Vorgänge – zum Beispiel, wenn es darum

geht, wohin man am Wochenende fährt oder ob

man ins Kino geht oder doch lieber ins Freibad. 

In diesem Buch geht es um Politik von vorne bis

hinten. Um deutsche Parteienpolitik, Europapoli-

tik, Weltpolitik. Nun könnte man ja sagen: Ist mir

doch egal – ich werde gern regiert! Oder: Ich

kann sowieso nichts ändern. Warum also sollte

man sich überhaupt für Politik interessieren? 

Die Antwort ist: weil wir in einer Demokratie le-

ben, in der ab 18 jeder wählen darf. Das heißt,

dass jeder auch mitverantwortlich ist für das,

was bei uns geschieht, sobald er volljährig ist.

Außerdem kann man sich auch vorher schon für

Dinge einsetzen, die man gern ändern möchte.

»Politik« beschäftigt sich zugleich mit den Inhal-

ten (was will ich), dem Weg dahin (wie setze ich

es durch) und dem Rahmen, in dem das alles

stattfindet. Dieser Rahmen sind Gesetze, Gerich-

te und »Staatsorgane«, auf die man sich verlas-

sen können muss. Das nennt man auch »Rechts-

staatlichkeit«, weil alles mit rechten Dingen zu-

geht. (Übrigens: »Rechts« meint in diesem Fall

»richtig«; mit »rechter« oder gar »rechtsextremer«

Politik hat das nichts zu tun.) 

Demokratisch gewählt werden zum Beispiel auch

Klassensprecher und Vereinsvorsitzende – und so-

gar Gerichtsurteile können so gefällt werden: Die

Bundesverfassungsrichter beispielsweise müssen

sich nicht etwa einig sein, sondern nur eine

Mehrheitsentscheidung erreichen. 

Das Wort »Demokratie« kommt auch wieder aus

dem Griechischen: »Demos« ist das Volk, »kratia«

heißt Herrschaft. Eine »Demokratie« ist also eine

Volksherrschaft. Es gibt verschiedene Möglich-

keiten, das umzusetzen. Deutschland ist eine »re-

präsentative Demokratie«, in der Politiker vom

Volk gewählt werden, die dann die Bürger für eini-

ge Zeit (meist vier Jahre lang) vertreten (reprä-

sentieren). Das heißt: Wir stimmen

nicht über die einzelnen Gesetze

oder Entscheidungen direkt ab, son-

dern wir beauftragen andere, das

für uns zu tun. 

Größter Nachteil einer repräsentati-

ven Demokratie: Wenn versehent-

lich ein Dummkopf gewählt wird

oder ein »Volksvertreter« nicht ein-

hält, was er versprochen hat, dauert

es mindestens vier Jahre, bis man

ihn wieder loswerden kann. Aber im-

merhin kann man ihn wieder loswer-

den! Das unterscheidet Demokra-

Warum leben wir überhaupt 
in einer Demokratie?

Je mehr mitmachen, desto schwieriger wird doch alles: Viele Köche 

verderben den Brei! Was also ist der Vorteil, wenn alle wählen dürfen?

Die alten Griechen bauten schöne Tempel,
hier die Akropolis in Athen, und etablierten
die Mitbestimmung des Volkes.
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tien von Diktaturen, in denen die Bürger keine

Wahl haben, sondern ihre Regierung ertragen

müssen. Außer sie haben den Mut zur Revolution,

also einem meist bewaffneten Aufstand. 

Größter Vorteil der repräsentativen Demokratie:

Wenn’s gut läuft, hat der gewählte Politiker von

den Dingen, die er entscheiden soll, mehr Ah-

nung als wir Wähler. Auch weil er die Zeit hat,

sich ausführlich damit zu beschäftigen. Dafür

wird er schließlich von uns bezahlt.

Es gibt auch verschiedene Demokratie-Mixe, so

wird zum Beispiel der amerikanische Präsident

fast direkt vom Volk gewählt und darf auch rich-

tig viel entscheiden. Der deutsche Kanzler hinge-

gen wird nicht direkt vom Bürger gewählt. Son-

dern von den Abgeordneten im Bundestag (die

ihrerseits von den Bürgern dort hineingewählt

wurden). Er wird also indirekt gewählt und hat

dementsprechend auch nicht ganz so viel Macht

wie der amerikanische Präsident. Denn, und das

ist der entscheidende Punkt: Der Bundeskanzler

(bzw. die Kanzlerin, wir benutzen solche Begriffe

in diesem Buch geschlechtsneutral) kann jeder-

zeit wieder vom Parlament abgewählt werden,

sobald sich dort die Mehrheiten ändern. Dann

verliert der Kanzler seine Machtbasis. Der ameri-

kanische Präsident ist hingegen für vier Jahre si-

cher im Amt und nicht angewiesen auf parlamen-

tarische Mehrheiten und Regierungskoalitionen.

Deshalb ist er unabhängiger. 

Deutscher Kanzler bleiben kann man, solange

das Volk es will, sogar 16 Jahre wie Helmut Kohl.

Amerikanischer Präsident sein darf man hinge-

gen nur zweimal in Folge, also maximal acht Jahre

am Stück, dann muss jemand anders ran, selbst

wenn das Volk gerne verlängern würde. Die grö-

ßere Macht des US-Präsidenten wird also zeitlich

eingeschränkt. Der deutsche Bundeskanzler ist

weniger mächtig, dafür kann er theoretisch sehr

lange regieren.

Und wer hat nun die Demokratie erfunden? 

Mit der Demokratie angefangen haben wohl wirk-

lich die Griechen, allerdings durften damals nur

»alle männlichen Vollbürger« Athens wählen – Skla-

ven und Ausländer also nicht und übrigens auch

keine Frauen! Philosophen wie Aristoteles fürch-

teten damals aller-

dings, diese Demokra-

tie würde zu einer Herr-

schaft der Armen füh-

ren, die aus reiner Not

nur an sich denken,

nicht an das, was allen

nützt. 

Wegen dieses Pro-

blems kam man schnell darauf, dass es wichtig

ist, allen Menschen einen gewissen Lebensstan-

dard zu sichern – nur wer frei und unabhängig ist

und nicht in Not, kann über den eigenen Teller-

rand hinaussehen. Außerdem wurde klar: Je mehr

die Menschen wussten, desto besser fielen ihre

Entscheidungen aus. Ein anderer großer grie-

chischer Philosoph, Platon, vertrat wiederum die

Idee, dass nur Philosophen Könige werden dürf-

ten. Und nur wer gebildet genug war, sollte das

Wahlrecht haben. Doch wie grenzt man das ab?

Ab wann ist man schlau genug? Und terrorisieren

dann nicht die angeblich Klugen die weniger Klu-

gen, die vielleicht einfach nur das Pech hatten,

dass sie zu arm waren, um auf eine gute Schule

zu gehen? Wer vertritt ihre Interessen? Und über-

haupt: Sind dümmere Menschen weniger wert?

Nein! Demokratie ist nur dann die Herrschaft des

Volkes, wenn wirklich alle gleichermaßen daran

beteiligt sein können. Unabhängig davon, wie ge-

bildet sie sind, wie viel Geld sie verdienen, wel-

che Hautfarbe sie haben usw. So ist der kluge

Grieche Platon ein gutes Beispiel dafür, dass das

Gutgemeinte, vermeintlich Plausible und Einfa-

che schnell in totalitärer Unterdrückung enden

kann.

Auch die Römische Republik wies demokratische

Elemente auf, aber dann war erst mal Schluss:

Das Mittelalter über wurde in Europa von Köni-

gen geherrscht – wie im Märchen. Erst um 1650

kam die Idee wieder auf, dass die Bürger viel-

leicht da und dort ein Wörtchen mitzureden hät-

Zerbrach sich seinen
klugen Kopf: Aristoteles,
einer der größten
griechischen Philoso -
phen,  grübelte 
viel über  Demokratie 
und  Gerechtigkeit.

12
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Demokratie

ten. Zu den Vordenkern jener Zeit gehörten u. a.

zwei Franzosen, Jean-Jacques Rousseau und

Charles Montesquieu, und ein Engländer, John

Locke. Man sprach über einen »Gesellschaftsver-

trag« und über die »Gewaltenteilung« in Legislati-

ve, Judikative und Exekutive. Das heißt im Grun-

de: Wer ein Gesetz erlässt (»Legislative«), darf

nicht gleichzeitig darüber richten, ob jemand das

Gesetz gebrochen hat (»Judikative«), und eine

dritte Stelle muss ggf. die Strafe durchsetzen

(»Exekutive«). Die drei Stationen kontrollieren

sich gegenseitig und sollen so Missbrauch und

Ungerechtigkeit verhindern.

Welche anderen Staatsformen gibt es?

Die drei gängigsten Regierungsformen sind Demo-

kratie, Diktatur und Monarchie. Es gibt auch

Mischformen und Varianten. Faustregel: Demokra-

tie – gut, Diktatur – schlecht, Monarchie – kommt

drauf an. In jeder dieser »Hüllen« können jedoch

verschiedene politische Ansichten umgesetzt wer-

den. Die Bundesrepublik Deutschland ist ein »de-

mokratischer und sozialer Bundesstaat«. Das be-

deutet: 1) Es wird demokratisch gewählt, 2) es gel-

ten soziale Grundsätze (den Ärmsten wird gehol-

fen), 3) es gibt Bundesländer mit eigenen demo-

kratischen Strukturen, die zu einem Bundesstaat

zusammengefasst sind; es gibt also nicht nur eine

oberste Bundesregierung, sondern darunter auch

Landesregierungen, die konkreter für die Bürger

an einem bestimmten Ort zuständig sind.

Bei einer Rede im Unterhaus sagte der englische

Staatsmann Winston Churchill am 11. November

1947: »Die Demokratie ist die schlechteste aller

Regierungsformen – abgesehen von all den ande-

ren Formen, die von Zeit zu Zeit ausprobiert wor-

den sind.« Und wirklich: Insgesamt ist die Zufrie-

denheit von Menschen, die in einer echten De-

mokratie leben, am größten.

Aber was genau ist eigentlich ein »Staat«? Das

Wort ist natürlich mal wieder aus dem Lateini-

schen abgeleitet, »status« bedeutet »Zustand«.

Dem Italiener Niccolo Machiavelli verdanken wir

eine der ersten Definitionen für »Staat«: alle

menschlichen Gewalten, die Macht über Men-

schen haben. Ein wichtiger Bestandteil dieser

»Macht« ist der Staatsapparat (zum Beispiel die

Polizei), der Regeln durchsetzt. Heute verwendet

man zur Definition eine »Drei-Elemente-Lehre«:

Ein Staat braucht ein Volk, ein Land und eine

handlungsfähige Regierung.

Die meisten Staaten versuchen übrigens gezielt,

bestimmte politische Vorstellungen umzusetzen.

Die wichtigsten sind:

Kapitalismus bzw. Marktwirtschaft: Im Kapi-

talismus herrscht viel Freiheit, vor allem die

absolute »Vertragsfreiheit«, es gilt

das Recht auf Privateigentum und

jeder darf mit jedem Handel treiben

und kaufen und verkaufen, was er

will. Anders als im Kommunismus

oder Sozialismus, wo der Staat vor-

gibt, was gekauft wird und wer wel-

che Arbeit macht. Im Kapitalismus

darf man reich werden, im Kommu-

nismus darf keiner reich sein. Der

Nachteil im Kapitalismus ist, dass

auch jeder jeden ausbeuten darf,

wenn der das mit sich machen

lässt. Die Einkommen können des-

Monarchie ist eine der ältesten Staats -
formen: der deutsche Kaiser Otto III. (r.) im
Jahr 1000 bei der Krönung eines pol -
nischen Königs.

SLO_Kap1ic_Layout 1  17.03.11  09:44  Seite 14



halb sehr ungleich verteilt sein,

manche Bürger werden reich,

andere arm. Der Kapitalismus

ist (in stark abgemilderter, kon-

trollierter Form) die derzeit

weltweit vorherrschende Wirt-

schaftsform.

Kommunismus: klassenlose Ge-

sellschaft ohne Privateigentum

an Produktionsmitteln. Maschi-

nen, Fabriken oder Land gehö-

ren also zum Beispiel allen ge-

meinsam und werden auch zu-

sammen genutzt. Alle erhalten

den gleichen Lohn, egal was

man leistet. Es soll keine Un-

gleichheiten geben. Der Staat

verteilt die Einkommen, Arbeit

und Güter. Es herrscht Planwirt-

schaft statt Marktwirtschaft.

Aus dem Versuch, kommunisti-

sche Theorien umzusetzen, sind

in der Regel Unterdrückerstaa-

ten entstanden (zum Beispiel

Sowjetunion, China, Kuba). Aber

dass Ausbeutung und Wucher

heute bei uns verboten sind und

Reichtum nicht über alles geht,

lässt sich ebenfalls auf diese

Überlegungen und den Wunsch

nach Fairness für alle zurück-

führen. 

Marxismus: Karl Marx hat (zu-

sammen mit Friedrich Engels)

versucht, eine Art Handbuch zur

Umsetzung der kommunisti-

schen Theorie zu entwickeln,

»Das kommunistische Manifest«.

Marx und Engels unterschieden zwischen Pro-

letariat (den Arbeitern) und Bourgeoisie (den

Besitzenden) und verlangten die Verstaatli-

chung allen Privateigentums. 

Sozialismus: Die Grundwerte des Sozialismus

sind Gleichheit, Gerechtigkeit und Solidarität

(»Brüderlichkeit«) – sie dürfen allerdings im

Rahmen dieser Theorie auch mit Gewalt

durchgesetzt werden. Das kann dann leicht zu

einer Diktatur führen, wie es zum Beispiel in

der DDR der Fall war. Im Sozialismus sollen

materiell alle gleichgestellt sein, keiner soll

mehr haben als andere. 

Sozialdemokratie: demokratische Variante

des Sozialismus. Versuch, eine möglichst frei-

heitliche und zugleich sozial gerechte Gesell-

schaft zu bilden. Dazu wird keine gewaltsame

Revolution der Arbeiterklasse angestrebt, son-

dern gesellschaftliche Reformen. 

Konservatismus: Konservative wollen die Din-

ge bewahren, so, wie sie sind und wie sie sich

aus langen Traditionen heraus entwickelt ha-

15
14

Ich darf tun, was ich will, und alle anderen dür fen
das auch – jeder kümmert sich um seinen eigenen
Kram. Aber ganz so einfach ist es nicht. Das »simp-
le principle«, das »einfache Prinzip«, das der Brite
John Stuart Mill, der wichtigste liberale Vordenker,
im 19. Jahr hundert beschrieben hat, besagt: »Mei-
ne Freiheit  endet dort, wo deine Freiheit anfängt.«
Was im Einzelfall oft ganz schön schwer zu ent-
scheiden ist. Es grenzt aber auf jeden Fall die Rech-
te des Staates ein. Der darf nur dann in  die Freiheit
des Einzelnen eingreifen, wenn derjenige mit sei-
nen Verhaltensweisen andere ernstlich schädigt.
Vereinfacht gesagt: wenn jemand sich betrinken
will – bitte schön, seine Sache. Wenn er dann aber
betrunken Auto fährt, darf der Staat ein greifen, um
andere zu schützen. Man kann aber auch der

(nichtliberalen)
Ansicht sein, dass
überhaupt keiner
Alkohol trinken
sollte, weil das un-
gesund und selbst-
zerstörerisch ist.

Der liberale englische
Denker John Stuart 
Mill (stehend) in einer
Karikatur aus dem 
Jahr 1867.

Darf jeder machen, was er will?
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ben. Der Konservatismus entstand als Reakti-

on auf die liberalen Revolutionen im 18. Jahr-

hundert. Heutzutage ist aber auch die oft als

»konservativ« bezeichnete CDU Veränderun-

gen gegenüber aufgeschlossen. 

Liberalismus: hat die größtmögliche Freiheit

des Einzelnen zum Ziel. Das Aufkommen des

Liberalismus hat in Europa zu ähnlich großen

weltpolitischen Umwälzungen geführt wie die

Entstehung des Sozialismus. Die Liberalen ha-

ben bereits im 17. und 18. Jahrhundert auf die

Menschenrechte gepocht. Denn sie gehen da-

von aus, dass jeder einzelne Mensch Rechte

hat und nicht nur Teil einer Gruppe (eines Kol-

lektivs) ist. Problem dabei: Dem Liberalismus

wird vorgeworfen, dass er alle benachteiligt,

die nicht stark genug sind, sich um sich selbst

zu kümmern. Er begünstigt die Starken. Der

Liberalismus ist eng verbunden mit der Markt-

wirtschaft. Der Schutz des Privateigentums

war für die Liberalen dabei ursprünglich Aus-

druck von persönlicher Freiheit und hatte gar

nichts mit Wirtschaftspolitik zu tun. 

Nationalismus: die Vorstellung, mit anderen

Staaten und Völkern in Konkurrenz zu stehen,

verbunden mit dem Wunsch, sich von ihnen

abzugrenzen und ihnen überlegen zu sein. Da-

mit einher geht oft der Wunsch, dass innerhalb

der Grenzen eines Staates auch nur die ur-

sprünglich dort heimischen Menschen leben.

So kommt es zu Forderungen wie »Deutsch-

land den Deutschen«. 

Nationalsozialismus: verbindet eine rassisti-

sche Form des Nationalismus mit dem Antika-

pitalismus der Sozialisten. Längst ist die Vor-

stellung, dass es überlegene menschliche Ras-

sen gäbe (»Herrenmenschen«), wissenschaft-

lich widerlegt. Aber leider ist sie auch heute

noch anzutreffen. Im Hitler-Deutschland ging

damit vor  allem auch ein vernichtender Hass

auf das Judentum einher, der »Antisemitismus«.

Hitler ließ etwa sechs Millionen Juden ermor-

den. Da viele Juden sehr gebildet und wohlha-

bend waren, haben die Nazis sich dabei gleich

die jüdischen Vermögen unter den Nagel geris-

sen. Zugleich gehört zum Nationalsozialismus

der Anspruch des Staates, alles zu regeln

(selbst die Frage, wer wen heiraten und wer

Kinder bekommen darf). 

Faschismus: jede Form von Null-Toleranz-Über-

zeugung (der Nationalsozialismus ist zum Bei-

spiel faschistisch). Man ist so überzeugt von et-

was, dass man es um jeden Preis durchsetzen

will und daher jeden verfolgen muss, der nicht

mitmacht. Man ist dann sogar bereit, Menschen

zu ermorden, die einem im Weg stehen – und

ist der Ansicht, damit sogar etwas Gutes zu tun:

für Volk und Vaterland oder für Gott und Allah. 

Außerdem gibt es noch den Anarchismus, den

jedoch kein Staat will – denn er ist das Gegen-

konzept zum Staat: Anarchismus ist der Ver-

such, ganz ohne »Herrschaftsstrukturen« zu le-

ben, also frei und gleich, aber doch sozial. Etwa

nach dem Motto: einer für alle, alle für einen –

aber ohne es zu organisieren oder Regeln fest-

zuschreiben. Klingt schön, klappt aber nicht.

Schon gar nicht in großen Gruppen. Wird

manchmal in besetzten Häusern versucht,

funktioniert aber auch da meist nicht lange. Die

Natur des Menschen macht solchen Wunsch-

vorstellungen immer wieder einen Strich durch

die Rechnung. Im Grunde sind die Vorstellun-

gen der Anarchisten radikalliberal, denn sie

wollen, dass jeder total frei ist. Das ist aber nur

möglich, wenn alle Beteiligten sehr nette und

selbstlose Menschen sind.

München, 9. November 1923: Der Putschversuch der  Natio-
nalsozialisten  wurde von der Polizei gestoppt. Doch einige
Jahre später siegte in Deutschland der Faschismus.

SLO_Kap1ic_Layout 1  17.03.11  09:44  Seite 16



16
17

Die Grundidee unserer Demokratie ist, dass nie-

mand die eigenen Interessen besser vertreten

kann als man selbst. Demokratie bedeutet aber

auch, dass man sich manchmal den Ansichten

anderer Leute beugen muss. Es geht also darum,

die eigenen Interessen mit denen anderer in ein

Gleichgewicht zu bringen. Am Ende wird man

nicht alles durchsetzen können, aber jeder war

an der Entscheidung beteiligt. Mahatma Gandhi,

der legendäre Führer der indischen Freiheitsbe-

wegung, hat dazu gesagt: »Unter Demokratie ver-

stehe ich, dass sie dem Schwächsten die glei-

chen Rechte einräumt wie dem Stärksten.«

Doch wenn zu wenige Leute wählen gehen, hat ei-

ne Regierung natürlich ein Problem. Warum sollten

sich Menschen von ihr vertreten fühlen, die nicht

wenigstens versucht haben, das Wahlergebnis zu

beeinflussen? Wir Wähler vergeben diese Jobs und

wir bezahlen die Politiker mit unserem Steuergeld.

Da sollten wir uns doch eigentlich auch anschau-

en, mit wem wir es zu tun haben! Viele Leute

nehmen sich Zeit, die Gebrauchsanweisung für

eine neue Spielkonsole zu lesen – finden es aber

offenbar zu viel verlangt, darüber nachzudenken,

welche Partei sie wählen wollen, und ins Wahllokal

zu gehen. 

Tatsächlich ist die »Partei« der Nichtwähler inzwi-

schen oft die größte Partei. Was vielen Nichtwäh-

lern jedoch nicht klar ist: Wenn man zu Hause

bleibt, beeinflusst man trotzdem das Ergebnis.

Wer sich zum Beispiel als »eher SPD« bezeichnet

und zu Hause bleibt, sorgt damit möglicherweise

dafür, dass die CDU gewinnt, was dann ja ver-

mutlich noch weniger das Ergebnis ist, das dieser

Nichtwähler eigentlich wollte. Denn die Wahler-

gebnisse fallen manchmal ganz anders aus als er-

wartet – und am Ende ist es vielleicht doch die ei-

gene Stimme, die über Sieg oder Niederlage ent-

scheidet. Unions-Kandidat Edmund Stoiber zum

Beispiel war im September 2002 überzeugt, dass

er Bundeskanzler geworden sei. Er kündigte gut

gelaunt und unfreiwillig komisch an, er werde

jetzt »ein Glas Champagner aufmachen«. Als er

am nächsten Morgen erwachte, kam allerdings

echte Katerstimmung auf – denn er war gar nicht

Bundeskanzler, sondern ganz knapp gescheitert.

Ihm fehlten nur ein paar Tausend Stimmen. Was

wirklich wenig ist bei insgesamt 48 Millionen ab-

gegebenen Stimmen. 

Man kann also vorher nie wissen, ob die eigene

Stimme nicht doch die entscheidende ist, auch

deshalb sollte man wählen gehen. Die Wahl zum

US-Präsidenten 2004 beispielsweise war auch

extrem knapp. Letztlich gaben ein paar Kartoffel-

bauern in Ohio den Ausschlag. 

Warum darf jeder (außer Kindern) 
wählen? Und warum darf (fast) jeder sich
wählen lassen?

Das Recht, zu wählen, heißt »aktives Wahlrecht«.

Das Recht, zu kandidieren und sich wählen zu

lassen, ist das »passive Wahlrecht«. Wenn kluge,

gutherzige Menschen Entscheidungen treffen, ist

Warum soll ich wählen gehen?
Kommt es auf meine eine Stimme wirklich an? Und wen soll man wählen, 

wenn keine Partei genau das verspricht, was man selber will?

Charakterkopf: Mahatma Gandhi kämpfte für die Unab-
hängigkeit Indiens von der Kolonialmacht Großbritannien.
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das natürlich viel besser, als wenn bösartige,

dumme Menschen das tun. Daraus könnte man

nun schließen: Es wäre doch gut, wenn nur die

Klügsten wählen und nur die Allerklügsten ge-

wählt werden dürfen. 

Aber:
Diejenigen, die nicht so klug sind, haben ja

auch Rechte, und die würden dann vielleicht

nicht berücksichtigt. Deshalb müssen eben al-

le wählen dürfen, und alle müssen sich wäh-

len lassen dürfen. 

Wie sollte man das eigentlich entscheiden?

Früher hat man gedacht, wer reich und/oder

adlig ist, ist auch klug; deshalb zählten die

Stimmen von Reichen und Adligen mehr. Aber

ist man wirklich klug, nur weil man viel Geld

hat? Oder kann man nur viel Geld verdienen,

Gewählt werden

Es gibt Einschränkungen des »passi-
ven Wahlrechts«, also beim Sich-wäh-
len-Lassen: Bundespräsident kann
man zum Beispiel erst ab 40 werden;
Bürgermeister in Berlin ab 21, 
Bundeskanzler aber bereits ab 18.  Also
dann: viel Glück!

wenn man klug ist? Nein. Außerdem war man

ja auch lange Zeit der Meinung, Frauen sollten

lieber auch nicht wählen, weil die sowieso alle

doof sind, sogar die reichen und adligen …

Wenn alle mitmachen, ist es also am gerech-

testen. 

Wer irre viel von Quantenphysik versteht, weiß

deshalb noch lange nicht, wo man am besten

Schulen hinbaut. Große Klugheit allein reicht

fürs Regieren nicht. 

Und warum dürfen Kinder nicht wählen? Weil man

erst mal dahinterkommen muss, worum es geht,

bevor man seine Stimme abgibt. Denn entweder

könnten wirklich alle wählen (dann hat auch ein

gestern geborener Säugling eine Stimme), oder

man zieht irgendwo eine Altersgrenze. Man kann

darüber diskutieren, ob junge Menschen mit

14,16,18 oder 21 wählen sollen – doch dass nicht

jedes Kindergartenkind ein krakeliges Kreuzchen

machen darf, ist leicht nachzuvollziehen. 

Aber könnten die Eltern nicht für die Kinder wäh-

len? Theoretisch schon – aber wie soll man wis-

sen, ob sie die Stimme auch wirklich im Interesse

des Kindes abgeben und nicht im eigenen? Man

kann es bei geheimen Wahlen nicht kontrollieren.

Und ein Stellvertreter-Wahlrecht wäre so, als wür-

de das Wahlrecht für Frauen darin bestehen, dass

ihre Männer eine Stimme mehr kriegen. Darum

dürfen Eltern nicht für ihre Kinder mitwählen.

Wer sich politisch zu Wort melden will, kann das

trotzdem lange vor der Volljährigkeit: Die meisten

Jugendorganisationen großer Parteien nehmen

Mitglieder ab 14 auf – vorher, hat die Erfahrung

gezeigt, ist das Interesse sowieso gering.
Ein Volk – das sind lauter verschiedene Menschen. Damit
es gerecht zugeht, darf jeder mitwählen.
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Wozu brauchen wir Parteien?
Parteien machen uns das Leben leichter. Wir müssen nicht jeden Politiker 

kennen, sondern nur herausfinden, welche Gruppierung unsere Ziele vertritt.

Die ersten Parteien gab es vor etwa 300 Jahren in

England. Anfangs waren sie nur lockere Zusam-

menschlüsse von Unterstützern einzelner Kandi-

daten. Eine richtige Struktur mit hauptberuflichen

und bezahlten Mitarbeitern bildete sich erst spä-

ter. Rechtlich sind Parteien meist Vereine, weil

das eine gute Organisationsform für Zusammen-

schlüsse von vielen Leuten ist. 

Parteien helfen uns, eine Wahlentscheidung zu

treffen. Außerdem leisten sie eine Vorauswahl un-

ter Möchtegernpolitikern. Bevor sich jemand dem

Volk zur Wahl stellt, muss er oder sie immerhin

schon mal innerhalb einer Partei einige Leute von

sich überzeugt haben. Und schließlich entsteht da-

durch, dass es mehrere ernst zu nehmende Partei-

en gibt, eine echte Alternative. Es gibt Oppositi-

onsparteien, die theoretisch jederzeit in der Lage

sein sollten, die herrschende Regierungspartei ab-

zulösen.

In der Bundesrepublik Deutschland sieht die soge-

nannte Parteienlandschaft zurzeit so aus: Zwei

große Parteien buhlen um Wählerstimmen: SPD

und CDU. Dazu kommen drei mittelgroße (FDP,

Bündnis 90/Die Grünen und seit 2007 DIE LINKE)

und zahlreiche Kleinstparteien. Fast vierzig Jahre

lang war die Macht nur auf drei Parteien verteilt:

CDU, SPD und FDP. Umso schockierender war es

für die Abgeordneten, als 1983 die Grünen in den

Bundestag gewählt wurden, damals noch ganz

knapp mit 5,6 Prozent der Stimmen. Viele glaub-

ten damals, die Grünen würden bald wieder von

der Bildfläche verschwinden. Doch obwohl CDU

und SPD inzwischen viele Umweltschutzziele über-

nommen haben, gibt es die Grünen immer noch.

Sie wurden sogar zeitweilig eine Regierungspartei. 

Ganz neu hinzugekommen ist jetzt DIE LINKE, die

der SPD eine Menge Wähler wegnimmt und sich

derzeit zu einem ernst zu nehmenden Faktor ent-

Der Bun-
destag im
Berliner
Reichstags-
gebäude:
Hier sitzen
Vertreter 
aller Par -
teien, die
es schaffen,
genug 
Wähler 
zu finden.
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wickelt hat. Wir haben aktuell in

Deutschland also ein Fünf-Parteien-

System. Manche befürchten schon,

dass das zu viele Parteien sind. Das

Regieren ist dadurch jedenfalls

schwieriger geworden als früher, weil

die Mehrheiten knapper sind.

Im Wahlkampf wirbt jede Partei mit

ein oder zwei Themen, die gerade ak-

tuell sind und mit denen sie sich von

den anderen absetzen kann. Aber al-

le größeren Parteien haben auch

ganz grundsätzliche Positionen zu vielen verschie-

denen Sachverhalten. Diese werden im »Parteipro-

gramm« festgehalten. Außerdem wählt man natür-

lich auch Personen: nämlich die von den Parteien

vorgeschlagenen Kandidaten. Oft sind diese Per-

sonen sogar am wichtigsten, weil viele Wähler sich

ein Urteil über Personen eher zutrauen als über

Programme.

Es ist ja nicht so, als würden sich da zufällig ein

paar Leute zusammentun, weil die sich irgendwie

sympathisch sind. Alle Parteien sind entstanden,

weil es Leute gab, die über die gleichen Dinge

wütend waren: 

Die Liberalen entstanden in Europa

schon im 18. Jahrhundert als Opposi-

tion des (vermögenden) Bürgertums

gegen die Bevormundung und Be-

nachteiligung durch König und Adlige. 

Die SPD entstand als Partei der Ar-

beiter, die sich gegen die Ausbeutung

durch die Unternehmer (Kapitalisten)

wehrten. Die SPD ist die älteste deut-

sche Partei, die heute noch existiert.

Die CDU wurde erst nach dem Zwei-

ten Weltkrieg gegründet, aber die

meisten ihrer Mitglieder gehörten

vorher zu einer Partei namens »Zen-

trum«. Und die war im 19. Jahrhun-

dert im Kaiserreich entstanden, als

sich Katholiken zusammentaten, weil

sie sich durch den autoritären, pro-

testantischen preußischen Staat unterdrückt fühl-

ten. Sie sahen sich als Verteidiger der Rechte der

(katholischen) Kirche. Und lehnten zugleich die

eher nicht religiösen Liberalen ab. Bei der Grün-

dung der CDU nach dem Ende des Zweiten Welt-

kriegs spielten katholische und evangelische

Christen eine große Rolle, die unter Hitler verfolgt

und inhaftiert worden waren. 

Auch der Konservatismus als Parteiströmung war

ursprünglich Protest: gegen Leute, die das Tradi-

tionelle nicht achten und immer nur an das Neue,

Moderne glauben. Konservative möchten Dinge

bewahren und empfanden zum Beispiel die Fort-

schritts- und Technik-

gläubigkeit der Libera-

len und der Kapitalis-

ten als zerstörerisch. 

Die bayerische CSU

entstand als Regional-

partei. Also als Partei,

die die Eigenständig-

keit einer bestimmten

Region betont und ge-

genüber »denen in

Bonn bzw. Berlin« skep-

Ja, wen hätten Sie denn gerne? Alle
Parteien werben mit großen Plakaten und
freundlichen bis markigen Politikergesich-
tern um die Gunst der Wähler.

Die Grünen gehören zu den
jüngeren Parteien in
Deutschland. Hier Jürgen
Trittin, bis 2009 stellvertre-
tender Parteivorsitzender.
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Oskar Lafontaine, einst Vorsitzender der SPD und Kurzzeit-
minister unter Bundeskanzler Gerhard Schröder, stand an-
schließend bis 2010 an der Spitze der Partei DIE LINKE.

tisch ist: Die sollen uns nicht bevor-

munden, wir wissen selber, was

hier gut für uns ist. Die bayerische

CSU war von Anfang an auch etwas

»sozialdemokratischer« als die

CDU, nicht umsonst heißt sie

Christlich-Soziale Union. Auch des-

halb hatte die SPD in Bayern bisher

nie wirklich eine Chance: Die »klei-

nen Leut’« fühlten sich in Bayern

von der CSU offenbar genauso an-

gesprochen.

Die Grünen entstanden aus einer

Bürgerbewegung gegen Umweltver-

schmutzung und Atomwaffen. Viele

Grüne sehen sich als »links«, aber

ihre Gründer waren eigentlich keine

Arbeiterkinder, sondern stammten

oft aus sehr bürgerlichen Haushalten. Die Eltern

waren dann also CDU-Wähler, die Kinder gründe-

ten die Grünen. Auch das gehörte zum Protest!

Zugleich sind die Grünen aber eine konservative

Partei: Sie wollen die Natur bewahren und sind

dem technischen Fortschritt gegenüber skep-

tisch. Interessant ist, dass die Grünen auch als

Anti-Parteien-Partei anfingen. Sie wollten nicht

wie die anderen Parteien sein, zum Beispiel keine

Parteichefs haben, und niemand sollte lange im

Parlament bleiben. Das war nicht sehr praktika-

bel und hat sich gründlich geändert.

Die Partei DIE LINKE ist eine Art Mischform: Sie

setzt sich zusammen aus der PDS, die eine ost-

deutsche Regionalpartei ist. Neuerdings gehört

zur Linkspartei auch ein Westflügel, der von Oskar

Lafontaine angeführt wurde. Er war

mal Chef der SPD. Mit ihm zusam-

men zur LINKEN gegangen sind viele

westdeutsche Linke und Ex-SPD-

Mitglieder, die gegen die Entwick-

lung der SPD protestieren. Sie sind

wütend über die SPD und deren Re-

formpolitik unter Gerhard Schröder. 

Wer akzeptiert, dass es unter-

schiedliche Parteien gibt, akzeptiert

damit auch, dass es unterschiedli-

che Meinungen und Interessen gibt,

die aber (fast) alle eine Daseinsbe-

rechtigung haben. Das ist nicht

selbstverständlich. Es gibt auch

Leute, die fest davon überzeugt sind, dass es die

eine, absolute Wahrheit gibt, die einzig richtige

Meinung also, und den einen, allumfassenden

einheitlichen »Volkswillen«. Doch wer Freiheit

will, muss auch unterschiedliche Wahrheiten,

Meinungen und Parteien zulassen. 

Kaum ein Politiker verkörperte die Christlich-Soziale
Union (CSU) so sehr wie ihr langjähriger Vorsitzender
Franz-Josef Strauß, auf dem Bild 1986 in Garmisch  mit
Gebirgsschützenhut.
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Polititk – ist das nicht nur was für Erwachsene? Von wegen! Politik beginnt schon mit der
Klassensprecherwahl. Also: Was ist »Politik«? Wie funktioniert unsere Regierung? Wie wird
sie gewählt? Und haben »Gipfeltreffen« wirklich etwas mit Bergsteigen zu tun? All dem und
viel mehr widmet sich die Frontfrau des ZDF heute-journals Marietta Slomka. Gewürzt mit
vielen witzigen Anekdoten aus der Welt der großen Politik ist ein umfassendes, unterhaltsames
Kompendium entstanden, das Lust auf mehr macht ... mehr Politik.
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